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Die Formierung des Parteiensystems auf EU-Ebene dauert nun bereits seit vier Jahrzehn-
ten an. Nach der Gründung erster europäischer Parteibündnisse in den 1970er Jahren folg-
te  deren  Reorganisation  infolge  ihrer  erstmaligen  formellen  Anerkennung  durch  den
Vertrag  von  Maastricht  1992  (Art.  138a  EG-Vertrag).  Die  seitdem  zu  beobachtende
Ausdifferenzierung des Parteiensystems links und rechts der Mitte hat einerseits zu stabi-
len Konstellationen geführt, die sich auch 2017 wieder erwiesen haben. Mit der Koalition
für das Leben und die Familie (CVF) sind die Reihen der europäischen Parteien lediglich
um einen neuen Namen gewachsen (vgl. Tabelle 1). Gleichwohl bleibt das europäische
Parteiensystem vor allem am rechten Rand weiterhin von Dynamik gekennzeichnet. 

Mit  der  seit  dem 1.  Januar  2017  wirksamen  Verordnung „über  das  Statut  und  die
Finanzierung europäischer politischer Parteien und europäischer politischer Stiftungen“1

wurde die Basis für die Rechtspersönlichkeit der europäischen Parteien gelegt. Die erste
Partei, der dieser neue Status am 4. Mai 2017 zuteil wurde, war die Allianz der Liberalen
und Demokraten für Europa (ALDE) – ein, wie ihr Vorsitzender Hans van Baalen betonte,
bedeutender Schritt in der Entwicklung des europäischen Parteiensystems: 

„While it  may be just a small legal point that will not affect our ongoing work for liberalism across
Europe (…), this is an important step in recognising that European Political Parties play an increasingly
important role in the development of European politics (…)”.2 

Tatsächlich hat sich die Rolle der europäischen Parteien durch diese rechtliche Neustel-
lung nicht unmittelbar verändert. Noch immer ermöglichen sie vor allem den Austausch
unter und die Abstimmung zwischen den nationalen Parteien eines Bündnisses, während
sie im tagespolitischen Geschehen weiterhin im Schatten der Fraktionen im Europäischen
Parlament stehen. Auch medial  kommt ihnen weiterhin kaum Beachtung zu. Allerdings
darf  diese  geringe  öffentliche  Wahrnehmung  nicht  darüber  hinwegtäuschen,  dass  ihre
Bedeutung auf dem Straßburger und Brüsseler Parkett angesichts einer langsamen, aber
stetigen Politisierung des europäischen politischen Wettbewerbs tendenziell zunimmt. 

Die Spitzen der drei größten europäischen Parteien sind von Kontinuität geprägt. In der
Europäischen Volkspartei (EVP) dominiert weiterhin das Dreigestirn Joseph Daul (Partei-
vorsitzender  seit  2013),  Antonio  López-Istúriz  White  (Generalsekretär  seit  2002)  und
Manfred Weber (Vorsitzender der EVP-Fraktion seit 2014). In der Sozialdemokratischen
Partei Europas (SPE) sind mit Sergei Dmitrijewitsch Stanischew (Parteivorsitzender seit
2011),  Achim  Post  (Generalsekretär  seit  2012)  und  Gianni  Pittella  (Vorsitzender  der
Progressiven Allianz der Sozialdemokraten, S&D, seit 2014) keine personellen Umbrüche
zu vermerken. Schließlich halten ebenso in der ALDE mit van Baalen (Parteivorsitzender

1 Jürgen Mittag: Europäische Parteien, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels (Hrsg.): Jahrbuch der Eu-
ropäischen Integration 2016, Baden-Baden 2016.

2 ALDE: ALDE Party, first legally recognised European political party, Press Release, 4.5.2017.
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seit 2015), Jacob Moroza-Rasmussen (Generalsekretär seit 2012) und Guy Verhoftstadt
(Vorsitzender der ALDE-Fraktion seit 2009) bewährte Kräfte die Ruder in den Händen.

Zwar stellt die EVP mit Antonio Tajani (Forza Italia) seit dem 17. Januar 2017 wieder
den Präsidenten des Europäischen Parlaments.3 Tatsächlich aber war die Wahl des ehema-
ligen  Verkehrs-  (2008-2010)  und  Industriekommissars  (2010-2014)  an  die  Spitze  des
Parlaments weitaus weniger  reibungslos verlaufen, als ursprünglich geplant.  Bereits im
Spätsommer 2016 hatte der seit 2012 amtierende Präsident Martin Schulz (Sozialdemo-
kratische Partei Deutschlands) signalisiert, dass er für eine weitere Amtszeit zur Verfügung
stünde. Jedoch bedeutete sein Versuch, sich eine Wiederwahl zu sichern, einen Bruch der
am 24. Juni 2014 zwischen EVP und S&D getroffenen Vereinbarung, sich wie schon 2004
und 2009 auch in dieser Legislaturperiode die Präsidentschaft des Parlaments zu teilen. Im
Gegensatz zu Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker (Luxemburg, Christlich Soziale
Volkspartei), dem Sympathien für eine Fortsetzung der Ära Schulz trotz der Mitgliedschaft
seiner eigenen Partei in der EVP nachgesagt wurden, stellte die EVP-Fraktion auf Initia-
tive  ihres  Vorsitzenden  Weber  (Deutschland,  Christlich-Soziale  Union)  klar,  dass  sie
keinesfalls auf den ihr zustehenden Posten des Parlamentspräsidenten verzichten und einen
eigenen Kandidaten ins Rennen schicken werde.  Mit  Schulz‘  Wechsel  in die deutsche
Bundespolitik  änderten sich zwar die Vorzeichen,  die S&D konnte sich aber  trotzdem
nicht  zu einer  Fortsetzung der  Vereinbarung entschließen.  Mit  Gianni  Pittella  von der
italienischen Partito Democratico (PD) schlug sie einen eigenen Kandidaten vor, der sich
aber Tajani mit 282 zu 351 Stimmen geschlagen geben musste.

Bei  der  EVP-internen  Kandidatenkür  für  das  Amt  des  Parlamentspräsidenten  Ende
2016 hatte sich Tajani – ehemaliger Wegbegleiter von Italiens Ministerpräsident Berlusco-
ni – gegen Mairead McGuiness (Irland, Fine Gael) durchsetzen können. Um seine Wahl im
Parlament zu ermöglichen, war dagegen neben dem geschlossenen Auftreten der EVP-
Fraktion auch eine neuartige Koalition zwischen EVP und ALDE notwendig. Indem der
seit  2009  amtierende  Vorsitzende  der  ALDE-Fraktion  im  Europäischen  Parlament,
Verhoftstadt (Belgien, Open Vld), seine Kandidatur am Morgen des Wahltages zurückzog,
war der Weg für die Unterstützung der Kandidatur Tajanis durch die Liberalen frei. 

Verhoftstadt,  am 8.  September  2016  zum Chefunterhändler  des  Parlaments  für  die
Brexit-Verhandlungen ernannt,4 bezeichnete  das  neuartige  Bündnis  zwischen  EVP und
ALDE als eine „coalition of ideas“, die allen proeuropäischen Gruppen offenstehe.5 Der
EVP-Vorsitzende Weber verwies zudem selbstbewusst auf die wachsende Bedeutung der
Fraktionen  in  europäischen  Willensbildungs-  und  Entscheidungsprozessen:  Politik,  so
Weber, „wird in der Zukunft von den Fraktionen gemacht“.6 Tatsächlich ist das Ende der
interfraktionellen Vereinbarung zur Besetzung des Postens des Parlamentspräsidenten als
bedeutender Schritt  der  Politisierung der  EU-Politik und vor  allem des Parlaments zu
deuten. Galten die Gegenkandidaten zu den in den Jahren zuvor von EVP und SPE/S&D
gemeinsam unterstützten Kandidaten noch als „symbolische Kandidaten“, ist die Wahl des
Parlamentspräsidenten nunmehr den Spielregeln des parteipolitischen Wettbewerbs unter-
worfen, welche auch den europäischen Parteien mehr Gewicht verleihen könnten.

3 Siehe auch den Beitrag „Europäisches Parlament“ in diesem Buch.
4 Siehe auch den Beitrag „Brexit“ in diesem Buch.
5 ALDE:  ALDE  and  EPP  form  pro-European  coalition  at  the  European  Parliament,  Press  Release,

17.1.2017. 
6 Zitiert nach: Michael Stabenow: Der Anti-Schulz wird Präsident des EU-Parlaments, in: Frankfurter All-

gemeine Zeitung, 17.1.2017.
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Tabelle 1: Formal anerkannte politische Parteien auf europäischer Ebene

Partei Gründung/
Reform

Sitz Mitglieds-Parteien EP-Fraktion Politische
Ausrichtung

EU-Finan-
zierung*

SPE 1974
1992

BE 32 VM aus 28 Staaten
11 AM/13 B

S&D sozialdemokratisch/
sozialistisch

6,941

EVP 1976
1999

BE 53 VM aus 27 Staaten
3 AM/21 B 

EVP christdemokratisch
(konservativ)

8,893

ALDE 1976
1993

BE 59 VM aus 42 Staaten ALDE liberal 2,469

EFA 1982
1994
2004

BE 38 VM aus 17 Staaten
2 AM/6 B 

Grüne/EFA
(EKR, GUE/NGL)

regional
„nationalistisch“

0,781

EGP 1983
1992
2004

BE 39 VM aus 34 Staaten
3 AM

Grüne/
EFA

grün/alternativ 1,866

EL 2004 BE 25 VM aus 22 Staaten
8B 

GUE/
NGL

sozialistisch/post-
kommunistisch

1,625

EDP 2004 BE 15 VM + 5 PM aus 15 MS ALDE zentristisch (liberal) 0,552

EUD 2005 DK 11 VM + 7 PM aus 
13 Staaten 

ALDE, Grüne/EFA,
GUE/NGL

europaskeptisch 0,420

ECPM 2002
2010

NL 15 VM + 6 PM aus 16
Staaten

EKR christlich/
evangelikal

0,500

AKRE 2009 BE 25 VM + 1 PM aus 
22 Staaten 

EKR nationalkonservativ
/europaskeptisch

2,469

EAMN 2009 FR 9 VM aus 9 Staaten/13 APM – rechtsextrem 0,420

EAF 2010 MT 10 PM aus 10 Staaten EFDD rechtspopulistisch 0,420

BENF 2014 FR 5 VM + 10 PM aus 
10 Staaten 

ENF europaskeptisch/
rechtsextrem/

rechtspopulistisch

1,697

ADDE 2014 BE 4 VM + 7 PM aus 
10 Staaten 

EFDD europaskeptisch/
rechtsextrem

1,103

APF 2014 BE 9 VM + 9 PM aus 
13 Staaten 

– rechtsextrem 0,420

CVF 2016 BE 2 VM + 10 PM aus 
9 Staaten

– traditionell/
ultra-katholisch

0,299

Legende: M = Mitgliedspartei / VM = Vollmitglied(partei) / AM = Assoziiertes Mitglied / APM= Assoziierte
Einzelmitglieder / PM = Einzelmitglieder (als Vollmitglieder) / B = Beobachter. *In Mio. Euro (gerundet). Daten
zur Parteienfinanzierung Stand 2017. 

Begrüßt  wurde  das  neue  EVP-ALDE-Bündnis  von  der  Europäischen  Demokratischen
Partei (EDP), deren Geschicke weiterhin von ihrem Gründungstrio von 2004 – den Partei-
vorsitzenden François Bayrou (Frankreich, Mouvement démocrate) und Francesco Rutelli
(Italien, PD) sowie Generalsekretärin Marielle de Sarnez (Frankreich, Mouvement démo-
crate) – gelenkt wird. Welche Folgen die Affäre um angebliche Scheinbeschäftigungen von
EU-Abgeordneten für Aufgaben des Mouvement démocrate, welches im Juni 2017 zum
Rücktritt von Bayrou und Sylvie Goulard von ihren Posten im Kabinett Macron und zum
Verzicht auf ein Ministeramt von de Sarnez führten, für die EDP haben wird, ist derzeit
noch nicht absehbar. Weitergehende Konsequenzen auch finanzieller Art sind denkbar. 
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Die Fraktion der Europäischen Konservativen und Reformer (EKR) schickte mit Helga
Stevens (Belgien, Nieuw-Vlaamse Alliantie) eine eigene Kandidatin ins Rennen um das
Amt des Parlamentspräsidenten. Nach deren Ausscheiden aus dem Wahlmarathon unter-
stützen auch manche EKR-Abgeordnete Tajani. Zusammengesetzt ist die EKR vornehm-
lich aus Mitgliedern der europäischen Parteien Allianz der Konservativen und Reformisten
in Europa (AKRE) und Europäische Christliche Politische Bewegung (ECPM). Die 2009
gegründete AKRE änderte am 5. Oktober 2016 ihren Namen (zuvor: Allianz der Europä-
ischen Konservativen und Reformisten, AEKR), unter anderem, weil sie so besser „the
broader, global focus of our organisation“7 auszudrücken hofft. So sind in der AKRE nicht
nur Parteien aus EU-Staaten, sondern auch aus anderen europäischen Staaten Mitglied. An
der personellen Besetzung an der Spitze der Partei – Jan Zahradil (Tschechien, Občanská
demokratická strana)  als  Vorsitzender  (seit  2009)  und Daniel  Hannan (Großbritannien,
Conservative Party) als Generalsekretär (seit 2010) – aber änderte dieser Schritt nichts. 

Bei der 2010 als europäische Partei anerkannten Europäischen Christlichen Politischen
Bewegung (ECPM) gab es einen Wechsel an der Spitze, als der seit Juni 2013 amtierende
Peter  Östman von den finnischen Christdemokraten  (KD) von seinem Amt zurücktrat.
Nachdem Branislav Škripek (Slowakei,  Obyčajní ľudia a nezávislé osobnosti) zunächst
den Vorsitz  interimistisch übernommen hatte,  wurde er  auf der  14. ECPM-Generalver-
sammlung  im  Mai  2017  in  Warschau  einstimmig  offiziell  zum  neuen  Vorsitzenden
gewählt. Deutlich machte Škripek, den bisherigen Kurs der Partei fortsetzen zu wollen:
„ECPM acts as a group of Christ-centered Christians and defends the gospel in sometimes
anti-Christian times“.8 Anfang 2017 umbenannt wurde die Politische Stiftung der ECPM
von Christian Political Foundation for Europe in Sallux (heißt „Salz und Licht“).

Dass sich die Vertretung christlicher Interessen innerhalb der europäischen Parteien mit
der 2017 neu anerkannten Koalition für das Leben und die Familie (CVF) erweitert hat, ist
bemerkenswert. Jedoch stellt sich die CVF im Vergleich zur ECPM als weitaus radikaler
dar. Ihr Präsident, Alain Escada, hat sich in Frankreich bereits einen Namen als rechts-
extremer und ultra-katholischer Aktivist gemacht. 2016 wandelte sich die 1999 gegründete
Interessenorganisation Civitas unter  seiner  Führung zu einer  politischen Partei,  die das
Ziel verfolgt, Frankreich zu „rechristianisieren“. Die CVF ist der Versuch, diese Kräfte
innerhalb Europas zu vernetzen, die auf die Verteidigung traditioneller Familienbilder und
die strikte Ablehnung der Abtreibung zielen. Eine Fraktion im Europäischen Parlament hat
die CVF nicht, allerdings zählen manche Abgeordnete nationaler und regionaler Parlamen-
te innerhalb der Union zu ihren Unterstützern. Dass ihr die mittel- bis langfristige Etablie-
rung im EU-Parteiensystem gelingt, ist eher unwahrscheinlich. Weder auf nationalem noch
europäischem Parkett konnte sie bislang relevante Aufmerksamkeit generieren. 

Kein Wechsel in den Führungspositionen standen zuletzt bei der Europäischen Grünen
Partei (EGP) an. Weiterhin leitet die seit 2012 amtierende Doppelspitze Reinhard Bütiko-
fer (Deutschland, Bündnis 90/Die Grünen) und Monica Frassoni (Italien, parteilos) zusam-
men mit der im Januar 2015 zur Generalsekretärin gewählten Mar Garcia Sanz (Spanien,
parteilos)  die  Geschicke  der  Partei.  Auch  die  mit  der  EGP  in  der  Fraktion  Die
Grünen/Europäische Freie Allianz im Europäischen Parlament  verbundene Europäische
Freie  Allianz  (EFA)  regionaler  und  autonomer  Parteien  ist  mit  ihrem  Vorsitzenden
François  Alfonsi  (Frankreich,  Partitu  di  a  Nazione  Corsa)  seit  2014  von  Kontinuität

7 ACRE: AECR to change its name to ACRE, Press Release, 6.10.2016. 
8 ECPM: 14th General Assembly of ECPM, 26.5.2017, abrufbar unter:  https://www.ecpm.info/news/war

saw-poland-14th-general-assembly-of-ecpm.html (letzter Zugriff: 11.10.2017).
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geprägt.  Der Parteikongress der  Europäischen Linken (EL)  im Dezember 2016 musste
dagegen einen Nachfolger für den aus dem Amt scheidenden Vorsitzenden Pierre Laurent
(Frankreich, Parti Communiste Français, seit 2010) finden. Mit 67,6 Prozent stimmten die
Delegierten mehrheitlich für den ohne Gegenkandidat angetretenen Gregor Gysi (Deutsch-
land, Die Linke), der für seine Kandidatur Unterstützung durch den griechischen Minister-
präsidenten Alexis Tsipras (Syriza) – dem einzigen von der EL gestellten Regierungschef
unter den EU-Staaten – erhalten hatte. In der Folge weiter vertieft wurde die Annäherung
der EL an die spanische linkspopulistische Podemos, deren Abgeordnete zwar der Kon-
föderalen  Fraktion  der  Vereinten  Europäischen  Linken/Nordischen  Grünen  Linken
(GUE/NGL) angehören, die aber als Partei nicht Teil der EL ist. Erstmals nahm eine Pode-
mos-Delegation auf einem Treffen der EL-Spitzen vom 23. bis 25. Juni 2017 teil.9 

Die europaskeptische Partei  Europäer vereint  für Demokratie (EUD) wird weiterhin
von der seit 2010 amtierenden Vorsitzenden Patricia McKenna (Irland, parteilos) ange-
führt.  Auch der  im Dezember  2013 gewählte  Béla Kovács (Ungarn,  Jobbik)  steht  der
rechtsextremen  Europäischen  Allianz  der  nationalen  Bewegungen  (AENM)  vor.  Trotz
solcher gleichfalls zu verzeichnenden Kontinuität kann die Situation am rechten Rand des
EU-Parteienspektrums als diffus und weithin in Bewegung charakterisiert werden. 

Voll im Gange ist die schon 2015 angestrebte mittelfristige Ablösung der rechtspopulis-
tischen Europäischen Allianz für Freiheit (EAF) durch die vorwiegend von der franzö-
sischen Front National (FN) getragene Bewegung für ein Europa der Nationen und der
Freiheit  (BENF).  Zwar  ist  die  „in  Opposition  zu  einer  zentralistischen  Herrschafts-
ausübung auf supranationaler Ebene“10 stehende EAF weiterhin aktiv, die Führungssitua-
tion ist aber zunehmend undurchsichtig: Der 2012 an die Spitze der Rechtspartei gewählte
Österreicher Franz Obermayr (Freiheitliche Partei Österreichs, FPÖ) ist seit Ende 2016
Mitglied der MENL; einen neuen, die EAF formal repräsentierenden Präsidenten gibt es
aktuell nicht. Die gegenwärtige Außenvertretung der Partei obliegt vielmehr ihrer maltesi-
schen Generalsekretärin Sharon Ellul Bonici. Mit nur noch drei Mitgliedern im Parlament
(Jane Collins und Mike Hookem, UK Independence Party, UKIP, sowie Janusz Korwin-
Mikke,  Wolność)  ist  die  Partei  weitgehend  wirkungslos.  Angesichts  ihrer  anhaltenden
öffentlichen Unterstützung von der polnischen Wolność, welche die Umwandlung eines
von der Europäischen Union emanzipierten Polens in ein präsidentielles Regierungssystem
mit weitreichenden Vollmachten für den Präsidenten fordert, erscheint die EAF dagegen
zunehmend als Instrument eines ihrer EU-Abgeordneten: Korwin-Mikke.

Mit  der  voranschreitenden  Ablösung der  EAF durch  die  BENF hat  sich  diese  erst
2014/15 konstituierte europäische Partei weiter konsolidiert. Die von der BENF gestellte
Fraktion Europa der Nationen und der Freiheit (ENF) hat mit dem Übertritt Marco Zannis
(Italien, vormals MoVimento 5 Stelle) von der EFDD- zur ENF-Fraktion am 11. Januar
2017 Zuwachs bekommen. An ihrem Status als mit nur 40 Abgeordneten kleinste Fraktion
im EU-Parlament  ändert  diese  Personalie  freilich  nichts.  Der  BENF-Vorsitzende  (seit
2016), Jean-François Jalkh, behielt sein Amt trotz eines Skandals. Im Zuge der Präsident-
schaftskandidatur Marine Le Pens hatte er interimistisch das Amt des Parteivorsitzenden
übernommen, dieses nach nur drei Tagen aber wieder abgeben müssen, nachdem Äußerun-
gen  von ihm aus  dem Jahr 2000 bekanntgeworden waren,  in  denen  er  die  technische
Machbarkeit des Holocaust angezweifelt hatte. Für Aufsehen sorgte überdies ein Bericht

9 Spiegel Online: Gregor Gysi übernimmt Spitze der Europäischen Linken, 17.12.2016.
10 EAF: Über EAF, abrufbar unter: http://www.eurallfree.org/?q=de/node/325 (letzter Zugriff: 12.10.2017).
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der Politico, in dem über eine fällige Rückzahlung der BENF an das Parlament in Höhe
von fast 536.000 Euro berichtet und dabei über mögliches finanzielles Fehlverhalten der
Partei spekuliert wurde11 – ein Vorwurf, den die BENF umgehend als „shameless lies“12

zurückwies und stattdessen auf die offiziellen Regularien der Parteienfinanzierung in der
Union verwies.

Schon 2015/16 war die ehemalige,  rechtskonservativ beziehungsweise rechtspopulis-
tisch charakterisierte Bewegung für ein Europa der Freiheit und der Demokratie (BEFD)
über Unregelmäßigkeiten in ihren Finanzen gestolpert, die zu einer Rückzahlungsforde-
rung von Zuschüssen durch das EU-Parlament geführt hatten. Für 2016 hatte die BEFD so
keinen neuerlichen Antrag auf Parteienfinanzierung gestellt.13 Ende 2016 war es nun die
vorwiegend von UKIP getragene Allianz für Direkte Demokratie in Europa (ADDE), die
der Vorwurf traf, für 2015 ausgeschüttete Mittel der Parteienfinanzierung missbräuchlich
verwendet zu haben. Das Parlament forderte nicht nur 172.655 Euro zurück, sondern kürz-
te auch die Vorauszahlung für 2017 von 80 auf 40 Prozent der zustehenden Mittel.14 Wie
prekär die finanzielle Lage der Partei ist und welche politischen Gräben in ihr verlaufen,
machte überdies eine Ende Mai 2017 öffentlich gewordene Mail der Generalsekretärin
Yasmine Dehaene (Belgien, Parti Populaire) deutlich, in der sie nicht nur ihren Rückzug
verkündete, sondern auch darlegte, dass sie seit Monaten keine Aufwandsentschädigung
mehr erhalten habe.15 Nationale Streitigkeiten innerhalb der UKIP führten darüber hinaus
zum Austritt  zahlreicher  Abgeordneter  aus  der  von Roger  Helmer  (UKIP)  angeführten
ADDE, weshalb diese von 2016 auf 2017 massiv an politischem Einfluss eingebüßt hat.

Gegen die rechtsextreme Allianz für Frieden und Freiheit (APF) mit Roberto Fiore als
Vorsitzenden (Italien, Forza Nuova, seit 2015) wurde im Mai 2016 ein Verfahren eingelei-
tet, nachdem daran gezweifelt wurde, ob sie die Voraussetzung der Parteienfinanzierung16

erfülle. Dennoch wurde ihr der Parteienstatus für 2016 anerkannt und für 2017 erneuert.
Die auffällige Häufung von Vorwürfen finanzieller  Unregelmäßigkeiten europäischer

Parteien am rechten politischen Rand haben diese zuweilen als bewusste Manöver der
etablierten parteipolitischen Kräfte gedeutet. Diese wiederum verweisen stets darauf, dass
bei  allen  Parteien  das  gleiche  Standardverfahren  zur  Überprüfung  der  Finanzen  zur
Anwendung komme und von gezielten Angriffen auf europaskeptische, rechtspopulistische
und -extreme Kräfte keine Rede sein könne. Offensichtlich ist, dass es gerade die Bestim-
mungen zur Finanzierung europäischer Parteien sind, die aktuell eine ordnungsstiftende
Kraft im EU-Parteiensystem entwickeln. Die Zeiten, in denen die europäischen Parteien
zur Verfügungsmasse der nationalen Parteien zählten, scheinen endgültig vorbei zu sein. 
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